
Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrats 
des Kantons Basel-Landschaft 

 

Nr. 2023-1115 vom 29. August 2023  
 

 

Gemeinde Binningen, Zonenplan Siedlung und Zonenplan Landschaft, Mutation «Gewäs-
serraum» 

 

1. Erläuterungen 

1.1. Der Einwohnerrat Binningen hat am 27. Juni 2022 die Mutation «Gewässerraum» zum Zonen-
plan Siedlung und zum Zonenplan Landschaft beschlossen. Es handelt sich dabei um die grundei-
gentümerverbindliche Festlegung der Gewässerräume nach § 12a des Raumplanungs- und Bau-
gesetzes vom 8. Januar 1998 (RBG, SGS 400). 
 
1.2. Die gesetzlich vorgeschriebene Verständigungsverhandlung führte zum Rückzug der Einspra-
che der kantonalen Natur- und Landschaftsschutzkommission (NLK), Ebenrainweg 27, 4450 Siss-
ach.  
 
1.3. Mit Schreiben vom 31. Mai 2023 unterbreitet der Gemeinderat Binningen den oben genannten 
Beschluss zur regierungsrätlichen Genehmigung. Für weitere Einzelheiten wird auf die Akten und 
die nachfolgende Erwägung verwiesen. 

2. Erwägung 

2.1 Allgemein ist festzuhalten, dass mit der Ausscheidung des Gewässerraums entlang des Birsig 
der Raum für eine Revitalisierung gesichert wird. Es liegen jedoch noch nicht für alle Abschnitte 
konkrete Projekte vor. Nach Vorliegen der Revitalisierungsprojekte respektive deren Ausführung 
ist der Gewässerraum gegebenenfalls darauf abzustimmen. 

3. Kommunikation und Bulletintext 

Angabe der Kommunikationsmassnahmen: 

☐ Medienkonfe-
renz 

☐ Medienmittei-
lung 

☒ Kurzmitteilung Regierungsbulletin 
Dienstag (RB Di) 

☐ keine Kommunikation gemäss IDG 
(mit Begründung) 

    ☐ Kurzmitteilung Regierungsbulletin Mitt-

woch (RB Mi) 

  

 

Angabe des Textes für das Regierungsbulletin/Begründung keine Kommunikation gemäss IDG: 

21 /BUD 

Gemeindebeschluss 

Der Regierungsrat hat die vom Einwohnerrat Binningen am 27. Juni 2022 beschlossene Muta-
tion «Gewässerraum» zum Zonenplan Siedlung und zum Zonenplan Landschaft genehmigt. 
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4. Beschluss 

://: 1. Die vom Einwohnerrat Binningen am 27. Juni 2022 beschlossene Mutation «Gewässer-
raum» zum Zonenplan Siedlung und zum Zonenplan Landschaft wird gestützt auf § 2 
Raumplanungs- und Baugesetz und im Sinne der Erwägung genehmigt und damit ver-
bindlich erklärt. 

 2. Massgebend sind die mit den Inventarnummern 11/ZPS/2/3, 11/TZP/1/2, 11/TZP/2/3 und 
11/QP/7/2 (Zonenplan Siedlung und Zonenplan Landschaft, Mutation «Gewässerraum», 
Teilplan Birsig inkl. betroffener Teilzonenplan Neumatten, Teilzonenplan Schafmatten / 
Gorenmatten und den Quartierplan 12, Bottmingermühle) sowie 11/ZPS/2/4 und 
11/ZPL/1/1 (Zonenplan Siedlung und Zonenplan Landschaft, Mutation «Gewässerraum», 
Teilplan Dorenbach) versehenen Exemplare der Pläne. 

 3. Die Ziffer 1 dieses Beschlusses ist gestützt auf § 9 Geschäftsordnung des Regierungsra-
tes im Amtsblatt zu veröffentlichen. 

 

 

Verteiler: 
– Gemeindeverwaltung Binningen, Hauptstrasse 36, 4102 Binningen 
– Stierli + Ruggli, Ingenieure + Raumplaner AG (info@stierli-ruggli.ch) 
– Landeskanzlei (Publikation Amtsblatt) 
– Bau- und Umweltschutzdirektion, Bauinspektorat (bauinspektorat@bl.ch) 
– Bau- und Umweltschutzdirektion, Amt für Raumplanung (raumplanung@bl.ch) 
– Bau- und Umweltschutzdirektion, Tiefbauamt (tiefbauamt@bl.ch) 
– Bau- und Umweltschutzdirektion 
 
Die Landschreiberin: 

 



Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 

des Kantons Basel-Landschaft 

Nr. 3022 vom 26. November 1996 

Gemeinde Binningen, Aenderung der Quartierplanvorschriften Nr. 12 „Bottminger­

mühle" betreffend Baulinie für gedeckte Veloabstellpläzte 

A. Der Einwohnerrat Binningen hat am 26. August 1996 eine Aenderung Quartierplan­
vorschriften Nr. 12 „Bottmingermühle" betreffend Baulinie für gedeckte Veloabstellpläzte 
emtlang der Gorenmattstrasse beschlossen. Die Referendumsfrist ist unbenutzt abgelau­
fen. 

B. Einsprachen sind keine eingegangen. 

C. Das auf Antrag des Gemeinderates Binningen (Schreiben vom 7. November 1996) 
durchgeführte Genehmigungsverfahren hat ergeben, dass sowohl die Rechtmässigkeits­
kontrolle als auch die Ermessenskontrolle aus Gründen der Regionalplanung zu keinen 
Beanstandungen Anlass gibt. Für weitere Einzelheiten wird auf die Akten verwiesen. 

Aufgrund dieses Prüfungsergebnisses und gestützt auf § 3 Absatz 2 des Baugesetzes vom 
15. Juni 1967 beschliesst der Regierungsrat folgendes: 

: / / : 1. Die vom Einwohnerrat Binningen am 26. August 1996 beschlossene Aenderung 
der Quartierplanvorschriften Nr. 12 11Bottmingermühle" betreffend Baulinie für ge­
deckte Veloabstellpläzte wird genehmigt und damit allgemeinverbindlich erklärt. 

2. Massgebend sind die mit den lnventamummem 11/QP/7/1 (Situationsplan 1 :500) 
und 11/QR/7/1 (Mutation Quartierplanreglement) versehenen Genehmigungsdo­
kumente. 

3. Die Ziffer 1 dieses Beschlusses ist im Amtsblatt zu veröffentlichen. 

Verteiler: 
- Gemeinderat Binningen, 4102 Binningen 
- Bauverwaltung Binningen, 4102 Binningen 
- Kreisgeometerbüro Binningen, Weihermattstrasse 2, 4102 Binningen 
- Landeskanzlei (Publikation) 
- Amt für Liegenschaftsverkehr 
- Bauinspektorat 
- Vermessungs- und Meliorationsamt 
- Amt für Orts- und Regionalplanung (8) 
- Bau- und Umweltschutzdirektion (2) 

Der 2. Landschreiber: 
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Rechtsmittelbelehrungen: 

1. Gegen diesen Entscheid kann innert 10 Tagen, vom Empfang dieses Entscheides an gerechnet, 
beim Verfassungs-- und Verwaltungsgericht, Poststrasse 3, 441 0 Liestal, schriftlich Beschwerde 
erhoben werden. Die Beschwerde, die in vierfacher Ausfertigung einzureichen ist, muss ein klar 
umschriebenes Begehren und die Unterschrift der beschwerdeführenden oder der sie vertreten­
den Personen enthalten. Die angefochtene Verfügung oder der angefochtene Entscheid ist der 
Beschwerde in Kopie beizulegen. Das Verfahren vor Verfassungs-- und Verwaltungsgericht ist 
kostenpflichtig. 

2. Gegen diesen kommunalen Erlass oder Plan kann zur Überprüfung der Verfassungsmässigkeit 
innert 10 Tagen, vom Empfang dieses Entscheides an gerechnet, beim Verfassungsgericht, 
Poststrasse 3, 4410 Liestal, schriftlich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde, die in vier 
Ausfertigungen einzureichen ist, muss ein klar umschriebenes Begehren und die Unterschrift der 
beschwerdeführenden oder der sie vertretenden Personen enthalten. Der angefochtene Ent­
scheid ist der Beschwerde in Kopie beizulegen. 
Beschwerdeberechtigt sind nur Personen, die sich bereits am Einsprache- oder Beschwerdever­
fahren vor dem Regierungsrat beteiligt haben. 









 

 

    
      

  

        

        

       

      

        

         

       

       

   

       

      

      

             

    

   

  

 

        

       

          

        

            

 

        

      

       

  



 

 

       

     

   

 

    

      

        

      

     

    

       

       

      

      

        

       

     

 

     
       

           

      

      
 

        
 

          

         

        

       

         

       

         

       



         

    

       

   
  
     

 

         

      

      

        

   

        

      

        

 
    

           

         

       

       

       

        

  

            

       

       

       

       

        

          

       

       

         

    

      

      

       





 

       

        

       

        

     

            

        

      

       

       

    

       

   

        

  

      

        

         

        

      

          

        

   

       

  
        

       

         

        

       

       

    
    

       









  

         

         

      

        
     

   

         

      

        

        

        

       

      

       

        

      
 

   

    

        

         

        

         

       

        

       
    

  

    
    

     

       

        

       

       

         

   

         

         

     

      












	RRB_1115_20230829.pdf
	1. Erläuterungen
	2. Erwägung
	3. Kommunikation und Bulletintext
	4. Beschluss


